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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Christian Doktor in der Beschwerdesache 

***Bf1***, ***Bf1-Adr***, über die Beschwerde vom 16. August 2019 gegen den Bescheid des 

Finanzamtes Hollabrunn Korneuburg Tulln vom 18. Juli 2019 betreffend gemäß 8a FLAG 

gekürzte Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht 

erkannt:  

 Der Beschwerde wird gemäß § 279 BAO Folge gegeben. 

Der angefochtene Bescheid wird ersatzlos aufgehoben. 

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

Sachverhalt und Verfahrensgang 

Der Beschwerdeführer (Bf.) ist tschechischer Staatbürger und bezieht für sein im September 

2014 geborenes Kind Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag. 

Mit Schreiben vom 15.2.2019 wandte er sich die gegen die Indexierung der Familienleistungen. 

Das Finanzamt erließ den obzit Bescheid und eine BVE, welche vom Bf. fristgerecht mit 

Rechtmittel bekämpft wurden. Dabei verwies das Finanzamt immer auf die geltende 

Rechtslage und der Bf. darauf, dass diese Unionsrecht widerspräche. 

Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

Der EuGH hat mit Entscheidung C-328/20 vom 16.6.2022 im Verfahren Kommission/Österreich, 

die Indexierung von Familienleistungen für unzulässig erklärt.  
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Geänderte Rechtslage: 

Der Gesetzgeber trug diesem Judikat mit BGBl. I Nr. 135/2022 vom 28. Juli 2022 Rechnung: 

Familienbeihilfe (FLAG): 

§ 8a entfällt.  

In § 14 Abs. 4 entfällt die Wendung „und § 8a“.  

4. Die Abschnitte II und IIb entfallen. 

5. § 53 Abs. 4 entfällt.  

6. Dem § 55 werden folgende Abs. 55 bis 57 angefügt:  

(55) Die Abschnitte II und IIb in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 135/2022 treten  

mit dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tag außer Kraft. 

(56) § 8a entfällt rückwirkend ab 1. Jänner 2019 mit folgenden Maßgaben: 

1. Die Nachzahlungen an Familienbeihilfe für Kinder, die sich ständig in Bulgarien, Deutschland, 

Estland, Griechenland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, Rumänien, 

Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn oder Zypern aufgehalten haben oder 

aufhalten, erfolgen automationsunterstützt, soweit auf Grund der im 

Familienbeihilfenverfahren vorhandenen Daten eine Auszahlung durchführbar ist. Ist mangels 

Vorliegen von Daten keine Auszahlung durchführbar, ist ein Antrag zu stellen, wobei § 10 Abs. 

3 keine Anwendung findet.  

2. Familienbeihilfenbeträge für Kinder, die sich ständig in Belgien, Dänemark, Finnland, 

Frankreich, Irland, Island, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz oder dem 

Vereinigten Königreich aufgehalten haben oder aufhalten, gelten bis zum 30. Juni 2022 in 

Bezug auf die Höhe als rechtmäßig zuerkannt. 

Artikel 2 Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, zuletzt geändert durch das  

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 63/2022, wird wie folgt geändert:  

3. § 33 Abs. 3 lautet: „(3) Steuerpflichtigen, denen auf Grund des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 Familienbeihilfe gewährt wird, steht im Wege der 

gemeinsamen Auszahlung mit der Familienbeihilfe ein Kinderabsetzbetrag von monatlich 58,40 

Euro für jedes Kind zu. Für Kinder, die sich ständig außerhalb eines Mitgliedstaates der 
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Europäischen Union, eines Staates des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz 

aufhalten, steht kein Kinderabsetzbetrag zu. ...“  

4. § 33 Abs. 3a Z 2 und Z 5 entfallen.  

5. § 33 Abs. 4 Z 4 und 5 entfallen. 

§ 33 Abs. 3 in der Fassung vor BGBl I Nr. 135/2022 entfällt rückwirkend ab 1. Jänner 2019 und  

§ 33 Abs. 3 in der Fassung BGBl. I Nr. 135/2022 tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft.  

Dabei gilt:  

a) Die Nachzahlungen des Kinderabsetzbetrages für Kinder, die sich ständig in Bulgarien, 

Deutschland, Estland, Griechenland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Portugal, 

Rumänien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn oder Zypern aufgehalten haben 

oder aufhalten, erfolgen im Wege der gemeinsamen Auszahlung mit der Familienbeihilfe 

automationsunterstützt, soweit auf Grund der im Familienbeihilfenverfahren vorhandenen 

Daten eine Auszahlung durchführbar ist. 

b) Der Kinderabsetzbetrag für Kinder, die sich ständig in Belgien, Dänemark, Finnland, 

Frankreich, Irland, Island, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Schweden, Schweiz oder dem 

Vereinigten Königreich aufgehalten haben oder aufhalten, gilt bis zum 30. Juni 2022 in Bezug 

auf die Höhe als rechtmäßig zuerkannt. 

Würdigung: 

Da die ursprünglich geltenden, angefochtenen Bestimmungen des FLAG und des EStG 

rückwirkend auf den 1.1.2019 nicht mehr dem Rechtsbestand angehören und die Nachzahlung 

der zu Unrecht gekürzten Beträge an Familienbeihilfe und Kinderabsetzbetrag von Amts wegen 

zu erfolgen hat, war spruchgemäß zu entscheiden. 

Unzulässigkeit der Revision 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Der Gesetzgeber hat das Gesetz der Judikatur des EuGH‘s angepasst. Die Entscheidung basiert 

ausschließlich auf aktuell geltendem Recht. Eine Revision ist daher nicht zulässig. 
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Wien, am 3. August 2022 
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